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Wann implantieren, wann belasten?
Bei der Fortbildungsveranstaltung
„Berliner Dialoge“ werden den Teilneh -
mern evidenzbasierte Behandlungs -
konzepte für ausgezeichnete Lang zeit -
ergebnisse präsentiert.4Seite 4f
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Qualität seit 92 Jahren
Komet, Deutschlands größter Anbieter
für rotierende Instrumente, investiert
konsequent in Endodontie. Ein Inter-
view mit Geschäftsführer Klaus Rübesa-
men. 

 BONN/KREMS (jp) – Dem „Ge -
mein wohl“ fühlen sich die Zahn -
ärztekammern in einer gemeinsa-
men „Stuttgarter Erklärung“ zur
Gestaltung der zu bearbeitenden
Zukunftsthemen verpflichtet und
betonen, für unabhängige Interes-
sensvertretung zu stehen, diese 
z.B. durch ihre Berufs ordnungen,
Weiterbildungsordnungen u.v.m.
zu sichern und hohe Standards zum
Wohle der Patienten zu setzen. Die

Kammern, so heißt es in der Er -
klärung aller Landeszahnärzte -
kammern und der BZÄK, vermit -
teln zwischen unterschiedlichen
Akteuren: zwischen Zahnärzten
und Patienten, Öffentlichkeit oder
Politik und agieren innerhalb ethi-
scher und ge sell schaft licher Her-
ausforderungen. Dies stets mit dem
Fokus auf die beste zahnmedizini-
sche Versorgung der Patienten. 

NEW YORK – Mikroplastik und Na-
nopartikel sind in vielen Kosmetik-
produkten vorhanden. In Zahn -
cremes werden sie gern zum Aufhel-
len eingesetzt oder als Mittel zur in-
tensiveren Reinigung angepriesen.
Für die Gesundheit können sie ein
Risiko darstellen. So soll es bereits
zu Zahnfleischentzündungen ge-
kommen sein, weil ein Teil der
Mikroperlen zwischen Zahn und
Zahnfleisch zurückgeblieben sind.

Nun scheint in den USA eine
neue Welle der Gefahr durch die
Plastikkugeln anzurollen. In den
Great Lakes macht sich eine regel-
rechte Invasion der Mikroperlen
breit. Von dort aus können sie in den
Frischwasserkreislauf geraten und

so zu einer viel größeren ge-
sundheitlichen Gefahr

werden. Die 
Politik unter-
nimmt man-
cherorts erste
Schritte ge-
gen die Be-
drohung und
verbannt die
Partikel aus
Kosmetikpro-
dukten, so ge-
schehen in Illi-
nois und Indi-
ana. Auch Ka-
nada will die
Plastikgefahr
demnächst auf
die Liste toxi-
scher Stoffe set-
zen. 
Quelle: 
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Das Colibri-Konzept
Nützlich für die tägliche Praxisarbeit:
Die Colibri-Mischkanüle stellt eine neue
Option für die vereinfachte Rekonstruk-
tion devitaler Zähne dar. Von Dr. Stefen
Koubi, Marseille. 

Fortsetzung auf S. 2 unten Ë

Mikroplastik
Von der Zahncreme 
zur Umweltgefahr.

[ HOCHWERTIGER ZAHNERSATZ ZU GÜNSTIGEN PREISEN ]

So geht Service heute

freecall: (0800) 247 147-1 • www.dentaltrade.de

Neupositionierung  
Kammern wollen sich neu aufstellen. 
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R-dental Dentalerzeugnisse GmbH
Informationen unter Tel. 0 40 - 22757617
Fax 0 800 - 733 68 25 gebührenfrei
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Wurzelkanalstifte.

Anfang 2016 steigen die Sozialbeiträge
Asylbewerber werden ins Gesundheitswesen integriert. Von Jürgen Pischel. 

BONN/KREMS – Besonders für gut
verdienende Beschäftigte wird die Ab-
gabenlast im Westen wie im Osten
Deutschlands Anfang 2016 kräftig stei-
gen. Dies gilt in gleichem Maße für die
Rentenversicherung wie die Arbeitslo-
sen, und vor allem auch die Kranken-
versicherung. Neue Belastungen kön-
nen auf diese besonders aus der Be-
handlungsproblematik des nicht ab-

reißenden Asylantenstromes zu-
kommen, da zunehmend die Forde-
rung in die Diskussion gerät, dass die
ärztliche, aber auch eine spezifische
Grundversorgung in der Zahnmedizin
aus einem Krankenkassen-Gemein-
schaftsfonds geleistet werden sollen.
Vor allem nach einem abgeschlossenen
Asylbewerber-Verfahren werden die
Flüchtlinge als Migranten das Gesund-
heitssystem umfassend in Anspruch
nehmen.

Die BZÄK fordert zudem eine bes-
sere Koordinierung bei der medizini-
schen Versorgung von Flüchtlingen,
um die Aktivitäten zur Linderung der
Not gezielter angehen zu können. In
verschiedenen Bundesländern werden
durch ehrenamtliches Engagement
von Zahnärzten bereits Reihenunter-
suchungen durchgeführt, um die Er-
krankungshäufigkeit einzuschätzen.
Leider ist es so, dass die strengen Rege-
lungen des „Asylbewerberleistungsge-
setzes“, heißt es, die behandelnden

Zahnärzte in ethische Gewissenskon-
flikte treiben, denn die Aufgabe des
Zahnarztes ist Zahnerhaltung. Hier
muss auch aus gesundheitsökonomi-
schen Überlegungen eine Umsteue-
rung durch die Politik erfolgen. 

Besonders aufgrund der gesetz-
lichen Anhebung der Beitragsbemes-
sungsgrenzen in der Sozial- wie Kran-
kenversicherung werden die Abgaben

für Gutverdiener im Jahr im Osten um
mehr als 590 Euro zulegen, im Westen
um mehr als 525 Euro. Die beitrags-
pflichtige Obergrenze für die Kran-
kenversicherung liegt bei 4.125 Euro.
Vom Beginn des kommenden Jahres
an beträgt sie 4.237,50 Euro. Die glei-
che Obergrenze gilt dann auch für die
Pflegeversicherung. Durch die zweite
Stufe der Pflegereform, die Anfang
2016 in Kraft tritt, erhöht sich der Bei-
trag nach den bisherigen Plänen um
0,2 Punkte. Kinderlose zahlen dann 2,8
und Eltern 2,55 Prozent. 

Nach Berechnungen des Exper-
tenkreises beim Bundesversiche-
rungsamt wird der Beitrag der gesetz-
lichen Krankenkassen zum Anfang des
Jahres im Durchschnitt um 0,2 Punkte
auf 15,7 Prozentpunkte zunehmen.
Zusammen mit dem Anstieg der Bei-
tragsbemessungsgrenze bedeutet das
für jeden, der 49.500 Euro oder mehr
verdient, eine zusätzliche monatliche
Belastung von mehr als 10 Euro. Wie

genau der Beitrag des einzelnen Versi-
cherers ausfallen wird, ist derzeit noch
nicht abzusehen. Denn die Kassen
können seit Anfang dieses Jahres einen
prozentualen Zusatzbeitrag erheben.
Dieser liegt derzeit durchschnittlich
0,9 Punkte über dem gesetzlichen Satz
von 14,6 Prozent. 

So fordern etwa die BARMER
GEK und die meisten AOK einen 
  Zusatzbeitrag von 0,9 Prozent. Die
Techniker Krankenkasse hingegen ver-
langt 0,8 Prozent. Andere Kassen sind
noch günstiger, wie etwa die hkk, die
0,4 Prozent erhebt. Den Zusatzbeitrag
zahlen Arbeitnehmer alleine. DT

Sag mal BLUE SAFETY,

kann ich mit Wasserhygiene 

auch Geld sparen?

Wegen H2O2: Biofilmbildung Mit SAFEWATER von BLUE SAFETY

Ja. Eine Zahnarztpraxis mit fünf Behandlungseinheiten spart 
pro Jahr bis 6.000 €.

Wie? Durch Entfall von Entkeimungsmitteln und Intensivent-
keimungen. Durch Übernahme akkreditierter Wasserproben 
gem. DIN EN ISO 19458 durch BLUE SAFETY. Durch Entfall von 
Reparaturkosten durch Verstopfungen mit Biofilm.

Klingt stichhaltig? Ist es auch. Und Sie können das auch.

Informieren und absichern. Jetzt.
 Kostenfreie Hygieneberatung unter 0800 25 83 72 33

Erfahrungsberichte auf www.safewater.video
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Ihre Autonomie müssen die Kam-
mern, so die Er kenn t nis für die Zu-
kunft, immer wieder neu bestimmen.
Damit schaffen sie aber auch die Vor-
aussetzungen für eine „unabhängige
und verantwortungsvolle Berufsaus-
übung.“ Weiterhin betont der BZÄK-
Vorstand, dass zur Gemeinwohl -
orientierung auch die Verpflichtung
gehöre, die Kammertätigkeit parallel
zu gesellschaftspolitischen Heraus-
forderungen weiterzuentwickeln.
Vor allem die folgenden Entwick -
lungen stellen eine besondere Her-
ausforderung dar:

• Die „De-Regulierungs“-Bestrebun-
gen aus Europa, die freiberuf liches,
sprich einflussfreies Handeln infrage
stellen.

• Der sich auf nationaler und europäi-
scher Ebene verstärkende Trend zur
Ökonomisierung des Gesundheits-
wesens. 

• Der Trend zu stark gestiegenen An-
sprüchen an Aufklärung und Versor-
gung.

• Die Auswirkungen der Digitalisie-
rung der Gesellschaft, z.B. beim Um-
gang mit gesundheitsbezogenen Da-
ten.

In der „Stuttgarter Erklärung“ ver-
pflichten sich die BZÄK, die (Landes-)

Zahnärztekammern und ihre Mitglie-
der, die Zahnärzte, den Gemeinwohl -
auftrag nicht einfach fortzuschreiben,
sondern zu modernisieren. Dazu will
die BZÄK ein Beratungsgremium ein-
richten, in dem professionsübergrei-
fender Sachverstand zusammenge-
führt wird. DT

BERLIN – DGOI hat am 17. Oktober
in ihrer Mitgliederversammlung in
Berlin Dr. Fred Bergmann für die kom-
menden drei Jahre zum Präsidenten
der Fachgesellschaft gewählt. Dr. Fred
Bergmann löst satzungsgemäß nach
sechs Jahren Dr. Georg Bayer in seinem
Amt ab. Dr. Bayer bleibt in seiner Funk-

tion als Past-Präsident weiterhin im
Vorstand der DGOI aktiv. 

Dr. Bergmann wird die DGOI ge-
meinsam mit dem Vorstand weiter als
Fachgesellschaft für den Praktiker po-
sitionieren und ihrem Leitthema „Wir
für Dich“ entsprechend intensiver die
Bedürfnisse der Mitglieder in den 

Fokus rücken. Zu den aktuellen Pro-
jekten, die er gemeinsam mit dem 
Vorstand umsetzt, gehören das Perso-
nal-Coaching-Konzept für Einsteiger
in die Implantologie und für fortge-
schrittene Implantologen der Master
für Orale Implantologie unter der 
Leitung von Prof. Georg-H. Nentwig
und Dr. Paul Weigl. Zudem wird er das
internationale Engagement der DGOI
weiter vorantreiben, das er bereits seit
mehreren Jahren intensiv fördert. 

Während der Mitgliederver-
sammlung dankte der gesamte Vor-
stand dem scheidenden Präsidenten
Dr. Georg Bayer für sein großes Enga-
gement. Er hat entscheidend den 
heutigen Charakter der DGOI als im-
plantologische Fachgesellschaft für
den Praktiker mit einem freundschaft-
lichen und familiären Team-Spirit 
geprägt. 

Quelle: DGOI
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ÁFortsetzung von S. 1 oben 
„Neupositionierung“

Dr. Fred Bergmann ist seit 18. Oktober 2015 Präsident der DGOI. Er hat sat z ungs gemäß
nach sechs Jahren Dr. Georg Bayer in seinem Amt abgelöst, der in seiner Funktion als 
Past-Präsident weiterhin im Vorstand der DGOI aktiv bleibt.

Die „Pflege des Gemeinwohls“ – siehe
Titelseitenbeitrag „Neupositionie-
rung - Kammern wollen sich neu auf-

stellen“ – wird in der gemeinsamen „Stutt-
garter Erklärung“ der Landeszahnärzte-
kammern in der BZÄK zu den für die Zahn-
ärzte künftig zu leistenden „Zukunfts -
themen“ ganz obenan gestellt. Ein hehres
Ziel für Zwangskörperschaften öffentlichen
Rechtes unter Aufsicht und Diktat der Politik
– national wie besonders europäisch –, die
gesellschaftliche Gesamtverantwortung in
den Fokus zu stellen. Alle klassischen Polit-
formeln des angeblichen Kammerhandelns
und deren Selbstverständnis finden sich in
der Erklärung wieder, wie „unabhängige
Interessensvertretung“, „Autonomie der
Kammern“, „beste zahnmedizinische Ver-
sorgung der Patienten“, „hohe Standards
zum Wohl der Patienten“ und natürlich „die
Freiberuflichkeit erhalten“ als oberstes Ziel.
Alle seit Jahrzehnten wie eine Leier zu jeder
Gelegenheit hochgehaltene Sprüche. 

Ohne jede einzelne dieser gerade aus
dem Katalog der ZÄK-Zukunftsaufgaben zi-
tierten Formeln auf ihre Realität hin zu durch-
leuchten – dies habe ich schon von Fall zu
Fall an dieser Stelle geleistet – lassen Sie
mich eine auf viele Punkte zutreffende Con-
clusio treffen: Was das z.B. „Gemeinwohl“
und vieles mehr betrifft, bestimmen die So-
zialkassen und allen voran die PKVen, was
„das Beste für den Patienten“ und die „Stan-
dards der Zahnmedizin“ sind. Die hochge-
lobte „Freiberuflichkeit“ als Grundfeste des
Erhalts eines Körperschaftsstatus mit
Zwangsmitgliedschaft der Kammern – dies
vor allem gegen bereits sehr konkrete An-
griffe aus den EU-Gremien – mit dem Syn-
onym zu verbinden „Zahnarzt sein ist ein
Freier Beruf“, ist eine Chimäre. Sowohl aus
den Entwicklungen im Berufsstand heraus
zu immer mehr unternehmerisch, gewerb-
lich organisierten Praxen, wie auch aus den
Kautelen für die Therapiefreiheit lässt sich
das Primat „Freier Beruf“ nur noch schwer-
lich begründen. 

Worüber man sich
jedoch verstärkt küm-
mern sollte, sind die Fol-
gerungen aus der zuneh-
menden Spezialisierung
der Zahnheilkunde mit
dem Zwang hin zu wirklich
universitär gesicherten „Fachzahnärzten“
wie in Europa üblich über die sogenannte
„Verbandsspezialisierung“ hinweg. 

Bei der Durchsetzung einer jahrzehnte-
lang angestrebten neuen Approbationsord-
nung sollte die Gesamtverantwortung des
Zahnarztes für die Gesundheit seiner Patien-
ten Raum in der Studienordnung finden. Dies
aber nicht in einer falsch verstandenen
Unterwerfung unter die Approbationsord-
nung der Mediziner, sondern in eigenständi-
ger, zahnmedizinisch begründeter und ge-
stalteter Weise. Diese Unterwerfungsstrate-
gie ist allein bestimmt aus den Finanznöten
der Universitäten und in der Folge der wis-
senschaftlichen Personalknappheit zur Si-
cherung einer eigenständigen, an den zahn-
ärztlichen Notwendigkeiten auch in der Me-
dizin ausgerichteten Studienordnung. Die
Zahnmedizin hat sich immer mehr zum
autonomen medizinischen Fachgebiet ent-
wickelt, wie auch die zunehmend notwen-
dige Fachspezialisierung oben drauf mit
weiteren drei Jahren universitärer Weiterbil-
dung offenbart. 

Viele wirkliche Anforderungen an einen
Katalog der Zukunftsaufgaben wie z.B. die
Rolle eines leistungsgerechten Einsatzes ei-
ner universitär gebildeten Dentalhygienike-
rin und andere ließen sich noch anführen.

Gespannt bin ich, welchen Weg die
Kammern im Hinblick auf die Zukunftssiche-
rung, bestimmt vom Eigeninteresse, den
Kammerstatus zu erhalten, auch für den
Zahnarzt angehen werden. Denken Sie des-
halb auch selbst zuerst an sich.
Dazu 

toi, toi, toi, 
Ihr J. Pischel 

Die Realitäten 
im Auge behalten
Jürgen Pischel spricht Klartext

Infos zum Autor

Neuer DGOI-Präsident: Dr. Fred Bergmann 
Neue Projekte stehen bereits fest. 

GOZ: Anstieg des Honorarvolumens 
Bundesregierung sieht keinen Handlungsbedarf.

BONN/KREMS (jp)– Mit Erlass der
punktuellen Überarbeitung der GOZ
in 2011 wurde die Bundesregierung
verpflichtet, die Auswirkungen der
GOZ 2012 zu prüfen: Sie sollte dem
Bundesrat bis spätestens Mitte des Jah-
res 2015 über das Ergebnis der Prüfung
und die tragenden Gründe berichten.
„Errechnet wurde von der Bundesre-
gierung ein Anstieg des Honorarvolu-
mens (inklusive Material- und Labor-
kosten von 5,2 Prozent) in 2012 von 9,4
auf 9,9 Mrd. Euro, bzw. von 5,5 auf 6
Mrd. Euro (ohne Material- und Labor-
kosten 9,2 Prozent). Zahlen dieser
Größenordnung finden sich auch in
den Publikationen der Kostenerstatter
wieder. 

Die Bundesregierung weist darauf
hin, dass Ausgabenveränderungen für
privatärztliche Leistungen oft nicht al-
lein aus einer Änderung der Gebüh-
renordnung, sondern aus einem kom-
plexen Zusammenspiel ganz unter-
schiedlicher Faktoren und Gegeben-
heiten resultieren. Insgesamt sieht die
Bundesregierung:
• keinen akuten Handlungsbedarf,

• eine Überschreitung der prognosti-
zierten Kostensteigerung von 6 auf
9,2 Prozent,

• eine erfreuliche Nachfragesteigerung
nach prophylaktischen Leistungen,

• einen erheblichen Rückgang analog
abgerechneter Leistungen,

• die Notwendigkeit einer dauerhaften
Beobachtung des Leistungsgesche-
hens nach der GOZ.

Die PKV trägt mit 225 Mio. Euro
einen Teil der um 9,2 Prozent verän-
derten GOZ-Honorare. 190 Mio. Euro
davon werden über Zuzahlungen der
privaten Haushalte getragen. Im Be-
reich der Mehrkostenvereinbarungen
bei GKV-Versicherten wird ein Zu-
wachs von 7,7 Prozent gesehen (ohne
PZR, Implantologie und unter Be-
rücksichtigung eines deutlichen Men-
genrückgangs).

Bewertung der 
Bundeszahnärztekammer

Die Berücksichtigung sachfrem-
der und nicht mit § 15 Gesetz über die
Ausübung der Zahnheilkunde im Ein-
klang stehender Beweggründe hat

dazu geführt, dass die Zahnärzteschaft
bei der Vergütung privatzahnärzt-
licher Leistungen seit Jahren von der
wirtschaftlichen Entwicklung abge-
schnitten war. Daran korrigiert der
ausgewiesene Honorarzuwachs bei
Privatleistungen um 9,2 Prozent
nichts.

Hauptproblem der Novellierung
im Jahr 2012 war und ist, dass der
GOZ-Punktwert nicht an die Kosten-
entwicklung angepasst wurde. Der
Punktwert hat die Funktion, den Wert
der Punktzahlen im Preisgefüge ande-
rer Dienstleistungen – ausgehend von
der wirtschaftlichen Entwicklung – zu
bestimmen. DT

Editorische Notiz (Schreibweise männlich/weiblich)
Wir bitten um Verständnis, dass – aus Gründen der Lesbarkeit – auf eine durch gängige Nennung der männlichen und weiblichen
Bezeichnungen verzichtet wurde. Selbstverständlich beziehen sich alle Texte in gleicher Weise auf Männer und Frauen.


